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Betr.: Berücksichtigung der Klein- und Mittelbetriebe 
in Handwerk, Handel und Industrie bei der Ver- 
gabe der öffentlichen Aufträge 

Bezug: Kleine Anfrage 226 der Abgeordneten Geiger 
(München) und Genossen 
- Drucksache 2065 - 


Auf die vorstehend bezeichnete Anfrage gestatte ich mir im Ein- 
vernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und dem 
Herrn Bundesminister für Verteidigung folgendes zu erwidern: 

1, Die Klagen der Klein- und Mittelbetriebe des Handwerks, des 
Handels und der Industrie über Vergabe öffentlicher Aufträge 
können In Ihren Einzelheiten nach Namen und Ort der Be- 
schwerdeführer verständlicherweise der Bundesregierung nldit be- 
kannt sein. Es darf aber angenommen werden, daß diese Einzel- 
fälle In den Vertretungen der Länder und Gemeinden zur Sprache 
kommen und bei den Beschaffungsbehörden der Länder und Ge- 
meinden entsprechend Gehör finden. 

Dagegen ist die Bundesregierung darüber im allgemeinen infor- 
miert, daß derartige Klagen vielfach vorgebracht werden. Sie sind 
Gegenstand ernster Sorge der Bundesregierung. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat deshalb auch in einem all- 
gemeinen Schreiben über die Beteiligung des Handwerks an 
öffentlichen Ausschreibungen (vom 12. August 1954; veröffent- 
licht im MBldBWM 1954 S. 368) auf eine angemessene Beteiligung 
des Handwerks an öffentlichen Aufträgen hingewirkt. Die Bun- 
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desregierung hat am 31. März 1954 (BAnz, Nr. 68 vom 7. April 
1954) Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber 
bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen beschlossen, die Per- 
sonen und Unternehmen aus den als notleidend anerkannten Ge- 
bieten eine Vorzugsstellung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
geben. Die Länder sind gebeten worden, diese Richtlinien auch 
in ihrem Bereich anzuwenden. 

2. Zu den unter Nr, 2 der Drucksache 2065 gestellten Forderungen 
ist folgendes zu sagen: 

a) Maßgebend für die Vergabe öffentlicher Aufträge im Bund, 
in den Ländern und Gemeinden sind die Verdingungsordnun- 
gen. Danach sind die Fristen ausreichend unter Berücksichti- 
gung der Marktlage, der Arbeitsverhältnisse und besonderer 
Schwierigkeiten der Leistungen zu bemessen. Die Leistungen 
sollen möglichst im Rahmen der normalen Arbeitszeit unter 
Vermeidung von Überstunden und Nachtarbeit ausführbar 
sein. Außergewöhnlich kurze Fristen sind nur in ganz dringen- 
den Fällen vorzusehen. Nicht dringliche Leistungen sollen 
möglichst in arbeitsstillen Zeiten erledigt werden. 

Bei den öffentlichen Aufträgen zur Deckung des ersten Be- 
darfs für die Aufstellung der deutschen Streitkräfte mußten 
in Einzelfällen Lieferfristen wegen der besonderen Verhält- 
nisse knapp bemessen werden. Für die daran anschließenden 
größeren Ausschreibungen sind längere Lieferfristen vorge- 
sehen. 

b) Für die Forderung der Festlegung von Angebots- und Liefer* 
bedingungen, die auch von Klein- und Mittelbetrieben des 
Flandwerks, des Handels und der Industrie erfüllt werden körn 
nen, darf auf § 5 der Verdingungsordnung für Leistungen ver- 
wiesen werden. Danach sind umfangreiche Leistungen, wo es 
zweckmäßig ist, schon bei der Ausschreibung nach Menge oder 
Art in Lose zu zerlegen, damit auch kleinere Unternehmen 
an den Leistungen teilnehmen können. Auch bei den Auf- 
trägen des Bundesministers für Verteidigung wird diesen Be- 
stimmungen Rechnung getragen. 

c) Betriebe des Handwerks, des Handels und der Industrie in 
notleidenden Gebieten werden schon durch die unter Nr. 1 
erwähnten Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter 
Bewerber bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen begün- 
stigt. Eine darüber hinausgehende Bevorzugung dieser Be- 
triebe durch Sonderausschreibungen würde dazu führen, daß 
sich kein ordentlicher Wettbewerb mit dem Ziele, das wirt- 
schaftlichste Angebot festzustellen, entwickelt. Zweifellos sind 
dann auch Forderungen anderer Grupen auf Sonderausschrei- 
dann auch Forderungen anderer Gruppen auf Sonderausschrei- 
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bungen zu erwarten, so z. B. der Schwerkriegsbeschädigten, 
der Blinden-Betriebe, der rassisch, der politisch und der religiös 
Verfolgten, der Spätheimkehrer, der Evakuierten, der Bom- 
bengeschädigten. Derartige Sonderausschreibungen widerspre- 
chen auch den Bestimmungen der Verdingungsordnung für 
Leistungen. 

Abschließend kann versichert werden, daß die Bundesregierung den 
Sorgen und Nöten des Mittelstandes Verständnis entgegenbringt. 
Sie ist aber der Meinung, daß auf dem Gebiete der öffentlichen 
Aufträge vielfach Hoffnungen und Erwartungen bestehen, die so- 
wohl nach Grundsätzen der Haushaltsordnung als auch insbeson- 
dere deshalb nicht voll verwirklicht werden können, weil die 
betrieblichen Voraussetzungen fehlen. 

Ob es durch den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, DP vom 
9. Februar 1956 betreffend Beteiligung der mittelständischen Wirtschaft 
an Verteidigungsaufträgen - Drucksache 2089 - und durch den An- 
trag der Abgeordneten Dr. Atzenroth, Dr. Dehler und Fraktion 
vom 9. Dezember 1955 betreffend Verfahren bei Rüstungsaufträgen 
- Umdruck 497 - zu einer gesetzlichen Regelung im Bereich der 
Aufträge des Verteidigungsministeriums kommt, läßt sich zur Zeit 
noch nicht übersehen. 


Dr. Erhard 



